














- 8 - 
 
 

Beitragsanpassung gewesen sei, die Versicherung aber nicht den auslösenden 

Faktor der Höhe nach mitteilen müsse. Selbst wenn der auslösende Faktor relevant 

sein sollte für eine Überprüfung der Wirksamkeit von § 8b MB/KK bei einem auslö-

senden Faktor unter 10 %, könne dieser im Einzelfall von der Beklagten mitgeteilt 

werden. Dem komme die Beklagte in der Regel nach. Auch deshalb scheide ein 

allgemeiner, aus § 242 BGB hergeleiteter Auskunftsanspruch aus. 

 

Mit seiner Berufung verfolgt der Kläger sein erstinstanzliches Begehren in deutlich 

veränderter Form weiter. Zunächst wird nur ein Teil der erstinstanzlichen Anträge 

weiterverfolgt. Beispielsweise werden Prämienüberzahlungen für die Zeit vor dem 

01.01.2017 für die Berechnung des Leistungsantrages nicht mehr berücksichtigt; 

Auskunft wird nicht mehr begehrt. Über das erstinstanzliche Begehren hinaus macht 

der Kläger Rückzahlung derjenigen Erhöhungsbeträge geltend, die nach Anhängig-

keit der Klage weitergezahlt und bei der Formulierung des erstinstanzlichen Klage-

antrags noch nicht berücksichtigt wurden. Wegen der Zusammensetzung des Leis-

tungsantrags wird auf die Seiten 3 bis 5 der Berufungsbegründung (Bl. 260-262 

d.A.) Bezug genommen. Nach klägerischer Auffassung bestehe ein Interesse an 

der Feststellung der Unwirksamkeit der Beitragsanpassungen zum 01.01.2013, 

zum 01.01.2014 und zum 01.04.2016, da diese auch für die Zeit nach dem 

01.01.2017 noch als Grundlage für die vereinnahmten Beiträge gedient hätten und 

die Rückforderungsansprüche nicht schon mit dem Empfang des Erhöhungsschrei-

bens entstanden seien, sondern erst mit der jeweils monatlich erfolgten Zahlung. 

Das Landgericht habe verkannt, dass auch bei Tarifen, deren formelle Mängel durch 

eine spätere rechtmäßige Beitragsanpassung geheilt würden, ein Feststellungsin-

teresse bestehe. Denn die Feststellung der Unwirksamkeit der Prämienerhöhung 

stelle eine Vorfrage für den Leistungsantrag dar und gehe über das dort erfasste 

Rechtschutzziel hinaus, weshalb sie in dieser Konstellation auch als Zwischenfest-

stellungsklage zulässig sei. Im Übrigen sei das Landgericht zu Unrecht davon aus-

gegangen, dass die Beitragsanpassungen der Tarife TC 43 und UNI zum 

01.04.2017 wirksam geworden seien. Nachdem das Landgericht die Zulässigkeit 

des Feststellungsantrages zu Unrecht verneint habe, habe es die Frage der formel-

len Rechtmäßigkeit der Beitragsanpassungen zum 01.04.2015 und zum 01.04.2016 

überhaupt nicht geprüft. Wäre dies geschehen, dann hätte erkannt werden müssen, 

dass die Anforderungen des § 203 Abs. 5 VVG nicht erfüllt worden seien. Die dem 











- 13 - 
 
 

jährlichen Durchführung der Prämienüberprüfung genügt nicht, wenn nicht das Er-

gebnis der aktuellen Überprüfung mitgeteilt wird (BGH, Urteil vom 10. März 2021 — 

Az. IV ZR 353/19 —, Rn. 23, juris VersR 2021, 564). Außerdem bedarf es eines 

Hinweises, dass bei der konkreten Prämienerhöhung ein in Gesetz oder Tarifbedin-

gungen festgelegter Schwellenwert über- oder unterschritten worden sei (BGH Urt. 

v. 23.6.2021 – IV ZR 250/20, BeckRS 2021, 18716, beck-online). Die Bewertung ist 

vom Tatrichter vorzunehmen. 

 

bb) Bei Anwendung dieser Maßstäbe lässt sich eine vollständige Information des 

Klägers nicht feststellen. Zwar ergibt sich aus dem Mitteilungsschreiben von Feb-

ruar 2017 (Anlage BLD 4, Anlagenband) im Zusammenhang mit dem Nachtrag zum 

Versicherungsschein ausreichend deutlich, dass gerade auch bezogen auf den 

streitgegenständlichen Tarif die erhöhten Leistungsausgaben die Prämienanpas-

sung ausgelöst haben. Mitteilungsschreiben, Nachtrag und Informationsbeilage ent-

halten aber keinen Hinweis auf die Überschreitung eines in Gesetz oder Tarifbedin-

gungen festgelegten Schwellenwerts. 

 

Das Mitteilungsschreiben aus dem Februar 2017 enthält zwar die Bezeichnung der 

maßgeblichen Rechnungsgrundlage und nimmt im Zusammenhang mit dem Nach-

trag zum Versicherungsschein auch ausreichend auf den konkret geänderten Tarif 

Bezug. Der zweite Absatz des Mitteilungsschreibens ist überschrieben mit „Warum 

ändert sich ihr Beitrag?“ Darunter wird auf die für Versicherungen gestiegenen 

(Leistungs-)Ausgaben verwiesen und resümiert, dass die Beklagte deshalb die Be-

träge einiger Tarife und Krankentagegeldversicherungen erhöhen muss. Auf den 

streitgegenständlichen Tarif UNI nimmt die Beklagte dabei zwar noch nicht Bezug. 

Die Bezugnahme folgt aber aus dem Zusammenhang mit dem Nachtrag zum Ver-

sicherungsschein. Darin sind sämtliche von der Beitragsanpassung betroffene Ta-

rife genannt; aus der Spalte „Beitragsveränderung in EUR“ kann jeder Versiche-

rungsnehmer ablesen, welche Tarife betroffen sind.  

 

Allerdings fehlt neben der Angabe der Rechnungsgrundlage Versicherungsleistun-

gen ein ausreichend deutlicher Hinweis darauf, dass bei der konkreten Prämiener-

höhung die Veränderung der erforderlichen gegenüber den kalkulierten Versiche-

rungsleistungen den in Gesetz oder Tarifbedingungen festgelegten Schwellenwert 
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- im Tarif R10: 27 monatliche Zahlungen je 9,71 € (Erhöhung zum 1.4.2016, 

berücksichtigter Zeitraum vom 1.1.2018 bis 1.3.2020) = 262,17 € 

- im Tarif R10: 24 monatliche Zahlungen je 7,63 € (Erhöhung zum 1.4.2016, 

berücksichtigter Zeitraum vom 1.1.2018 bis 1.3.2020) = 183,12 € 

- im Tarif BestMed Komfort BM4/3: 27 monatliche Zahlungen je 76,33 € (Er-

höhung zum 1.4.2016, berücksichtigter Zeitraum vom 1.1.2018 bis 

1.3.2020) = 2.060,91 € 

- im Tarif BestMed Komfort BM4/3: 27 monatliche Zahlungen je 45,05 € (Er-

höhung zum 1.4.2017, berücksichtigter Zeitraum vom 1.1.2018 bis 

1.3.2020) = 1.216,35 € 

- im Tarif GBZ: 27 monatliche Zahlungen je 2,22 € (Erhöhung zum 1.4.2017, 

berücksichtigter Zeitraum vom 1.1.2018 bis 1.3.2020) = 59,94 € 

- im Tarif BestMed Komfort BM4/3: 27 monatliche Zahlungen je 22,26 € (Er-

höhung zum 1.4.2017, berücksichtigter Zeitraum vom 1.1.2018 bis 

1.3.2020) = 601,02 € 

- im Tarif TC 43: 38 monatliche Zahlungen je 5,11 € (Erhöhung zum 

1.4.2017, berücksichtigter Zeitraum vom 1.1.2018 bis 1.2.2021) = 194,18 € 

- im Tarif GBZ: 24 monatliche Zahlungen je 4,51 € (Erhöhung zum 1.4.2017, 

berücksichtigter Zeitraum vom 1.1.2018 bis 1.12.2019) = 108,24 € 

 

Hieraus errechnet sich eine Summe von 8.311,96 €. Diese ist nach §§ 291, 288 

BGB zu verzinsen, wobei sich die Zinszeitpunkte der bereits erstinstanzlich und der 

erstmals zweitinstanzlich geltend gemachten Beträge voneinander unterscheiden. 

Auch wenn die Klage schon im Jahr 2020 beim Landgericht eingegangen ist, so 

konnte sie die bis 31.12.2017 ggf. entstandenen Ansprüche auf Rückzahlung nicht 

mehr hemmen, da die Zustellung der Klage erst am 15.9.2021 erfolgte, was nicht 

mehr demnächst im Sinne des § 167 ZPO ist.  

 

Die von der Beklagten erklärte Hilfsaufrechnung wegen der Beitragsrückerstattun-

gen führt nicht zum Erlöschen eines Teils der klägerischen Forderung. Soweit sie 

vorträgt, in den Jahren 2012 und 2021 Beitragsrückerstattungen geleistet zu haben, 

wären diese zunächst mit den älteren Forderungen des Klägers aufgrund der in den 

Jahren ab 2014 gezahlten Erhöhungsbeträge zu verrechnen gewesen (§ 366 Abs. 
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2 BGB), die bei Klageerhebung verjährt waren und den Betrag der Beitragsrücker-

stattungen überstiegen (vgl. BGH, Urteil vom 21.07.2021, IV ZR 191/20, Rn. 33). 

Hinzu kommt, dass eine etwaige Gegenforderung mangels hinreichender Erläute-

rung der Berechnungsgrundlagen nicht bestimmbar ist, so dass das Bestehen der 

behaupteten Gegenforderung nicht festgestellt werden kann. 

 

f) Die mit dem Berufungsantrag 1) beantragte Feststellung ist nach Maßgabe der 

vorstehenden Einschränkungen als Zwischenfeststellungsklage zulässig und be-

gründet. Das Feststellungsinteresse im Sinne des § 256 ZPO ist auch an der Fest-

stellung eines vergangenen Rechtsverhältnisses schon dann gegeben, wenn sich 

aus der Feststellung noch Rechtsfolgen für die Gegenwart und Zukunft ergeben 

können (BGH NJW 2021, 378, Rz. 18-20, beck-online). Dass nachfolgende Bei-

tragsanpassungen nicht angegriffen wurden, beschränkt hier lediglich den Zeit-

raum, für den Rückzahlungen geltend gemacht werden können. Nachdem in Bezug 

auf alle tenorierten Beitragsanpassungen unverjährte Rückzahlungsansprüche be-

stehen, kann das Feststellungsinteresse nicht in dem vom Landgericht angenom-

menen Umfang verneint werden, sondern nur, soweit eine Zwischenfeststellung 

nicht in Betracht kommt.  

 

g) Auf den Berufungsantrag zu 3a) ist die Feststellung der Pflicht zur Herausgabe 

der von der Beklagten gezogenen Nutzungen für die vom Kläger ab 2018 gezahlten 

Prämienanteile auf die weiteren unwirksamen Beitragserhöhungen gemäß § 818 

Abs. 1 BGB auszusprechen. Allerdings ist die Feststellung der Pflicht zur Heraus-

gabe gezogener Nutzungen auf die Zeit der Unwirksamkeit der Beitragserhöhungen 

und bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Prozesszinsen geschuldet sind, zu begrenzen. 

 

h) Die mit dem Berufungsantrag 3b) begehrte Feststellung kann der Kläger nicht 

verlangen. Dem Kläger steht ein (festzustellender) Zinsanspruch bezüglich der ge-

zogenen Nutzungen nicht zu. § 291 BGB greift als Anspruchsgrundlage für Prozess-

zinsen bei einer Klage, die auf die Feststellung einer Verbindlichkeit gerichtet ist, 

nicht ein (vgl. BGH, Urteil vom 16. Dezember 2020 – IV ZR 294/19 –, BGHZ 228, 

56-7Rz. 59). 

 




